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Sachverhalt 
Nach § 22 Abs. 6 KV M-V gibt sich die Gemeindevertretung zur  Regelung der inneren 
Angelegenheiten eine Geschäftsordnung. 
 
 
Beschlussvorschlag 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Putgarten beschließt, die Geschäftsordnung der 
Gemeindevertretung der Gemeinde Putgarten in der vorliegenden Fassung. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Haushaltsmäßige Belastung: Ja:   Nein:   
Kosten:                                                                                                    € Folgekosten: 

 
€ 

Sachkonto: 
 

Stehen die Mittel zur Verfügung:                                                         Ja:     Nein:   
 

 
 
Anlage/n 

1 Pu_GO 2024 (öffentlich) 
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Geschäftsordnung der Gemeindevertretung der Gemeinde Putgarten 
 

§1 
Sitzungen der Gemeindevertretung 

 
(1) Die Gemeindevertretung wird von der Bürgermeisterin einberufen, so oft es die Geschäfts-
lage erfordert. 
 
(2) Die Ladungsfrist für die ordentliche Sitzung beträgt sieben Tage, für Dringlichkeitssitzungen 
drei Tage. Die Dringlichkeit ist in der Einladung zu begründen. 
 
(3) Die Ladung erfolgt elektronisch unter Mitteilung der Tagesordnung und der Sitzungsunterla-
gen. Die Unterlagen gelten mit dem erfolgreichen Versenden als beim Gemeindevertreter 
zugestellt. Das Verlangen von einzelnen Gemeindevertretern nach schriftlicher Einladung ist 
schriftlich an die Bürgermeisterin zu richten. 
 

§2 
Teilnahme 

 
(1) Wer aus wichtigen Gründen an einer Sitzung nicht teilnehmen kann, verspätet kommt oder 
eine Sitzung vorzeitig verlassen muss, hat dies der Bürgermeisterin mitzuteilen. 
 
(2) Verwaltungsangehörige nehmen auf Weisung des Amtsvorstehers bzw. der LVB nach 
vorherigem Antrag eines Viertels aller Gemeindevertreter, an den Sitzungen teil. Der Amtsvor-
steher und der Leitende Verwaltungsbeamte sind berechtigt und auf Antrag eines Viertels aller 
Gemeindevertreter verpflichtet an den Sitzungen der Gemeindevertretung teilzunehmen. Dem 
Amtsvorsteher und Leitenden Verwaltungsbeamten ist auf Antrag das Wort zu erteilen. Den üb-
rigen Mitarbeitern der Verwaltung kann die Bürgermeisterin das Wort erteilen.  
 
(3) Sachverständige können mit Zustimmung der Gemeindevertretung beratend teilnehmen. 
 
(4) Mitglieder von Ausschüssen können als Zuhörer an den nicht öffentlichen Beratungen der Ge-
meindevertretung in Angelegenheiten teilnehmen, bei denen sie vorher bereits beratend mitgewirkt 
haben. 

 
§3 

Medien, Bild- und Tonaufzeichnungen 
 

(1) Die Vertreter der Medien sind zu den öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung einzu-
laden. Die Einladung enthält Ort, Tag und Stunde der Sitzung und die Tagesordnung. Vertreter 
der Medien können Beschlussvorlagen und Anträge für die Beratungspunkte erhalten, die in öf-
fentlicher Sitzung behandelt werden. 
 
(2) Vertretern der Medien sind besondere Plätze zuzuweisen. 
 
(3) Bild- und Tonaufzeichnungen der öffentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung durch 
Presse, Rundfunk und andere Medien sind zulässig, soweit dem nicht ein Viertel aller Mitglieder 
der Gemeindevertretung in geheimer Abstimmung widerspricht. Verwaltungsbeschäftigte und ge-
ladene Gäste können ihrer Aufnahme widersprechen. Anwesende Einwohner und sonstige Zu-
schauer dürfen nur nach ihrer vorherigen Einwilligung aufgenommen werden. 
 
(4) Zur Erleichterung der Fertigung der Sitzungsniederschrift sind Tonaufzeichnungen der 
vollständigen Sitzung zulässig. Sie sind nach der Bestätigung der Sitzungsniederschrift zu 
löschen. 
 

§4 
Beschlussvorlagen und Anträge 

 
(1) Angelegenheiten, die auf die Tagesordnung gesetzt werden sollen, sollen der Bürgermeiste-
rin spätestens zwei Wochen vor der Sitzung der Gemeindevertretung in schriftlicher Form vorge-
legt werden. Dies gilt nicht für Angelegenheiten, die sich in der Ausschussberatung befinden. 
 



(2) Die Anträge sind schriftlich in kurzer und klarer Form abzufassen. Sie sind zu begründen. 
 
(3) In den Beschlussvorlagen und deren Erläuterungen sind personenbezogene Angaben nur 
dann aufzunehmen, wenn sie für die Vorbereitung der Sitzung und die Entscheidung erforder-
lich sind. 

 
§5  

Tagesordnung 
 

(1) Die Tagesordnung muss über die anstehenden Beratungspunkte hinreichend Aufschluss ge-
ben, personenbezogene Daten dürfen grundsätzlich nicht enthalten sein. Soweit diese nach der 
Hauptsatzung in nicht öffentlicher Sitzung behandelt werden soll, sind sie in der Tagesordnung 
als nicht öffentliche Tagesordnungspunkte zu bezeichnen. Die Beratungspunkte sind so zu um-
schreiben, dass dadurch die Nichtöffentlichkeit gewahrt bleibt. 
 
(2) Die Gemeindevertretung kann vor Abwicklung der Tagesordnung mit Zustimmung der Mehr-
heit aller Gemeindevertreter die Tagesordnung um besonders dringende Angelegenheiten erwei-
tern, die keinen Aufschub bis zur nächsten Sitzung dulden. Mit einfacher Mehrheit können Ange-
legenheiten, die noch nicht beschlussreif sind, von der Tagesordnung abgesetzt oder die Rei-
henfolge der Tagesordnungspunkte geändert werden. Tagesordnungspunkte, die von einem Ge-
meindevertreter oder der Bürgermeisterin beantragt worden sind, dürfen nur dann durch Mehr-
heitsbeschluss von der Tagesordnung abgesetzt werden, wenn dem Antragsteller zuvor ausrei-
chend Gelegenheit gegeben wurde, seinen Antrag zu begründen. 

 
§6 

Sitzungsablauf 
 

(1) Die Sitzungen der Gemeindevertretungen sind grundsätzlich in folgender Reihenfolge durch-
zuführen: 
 

a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfä-
higkeit 

b) Änderungsanträge zur Tagesordnung 
c) Genehmigung der Niederschrift der vorangegangenen Sitzung 
d) Bericht der Bürgermeisterin 
e) Einwohnerfragestunde 
f) Abwicklung der Tagesordnungspunkte 
g) Schließen des öffentlichen Teils der Sitzung 
h) Billigung der Sitzungsniederschrift des nichtöffentlichen Teils der vorangegangenen Sitzung 
i) Abwicklung der Tagesordnung  
j) Anfragen der Gemeindevertreter und Mitteilungen 
k) Schließen der Sitzung. 

 
(2) Die Sitzungen sollen spätestens um 22.00 Uhr beendet werden, sofern keine dringenden 
oder nur einzelne Angelegenheiten noch auf der Tagesordnung stehen. 

 
§7  

Worterteilung 
 

(1) Mitglieder der Gemeindevertretung, die zur Sache sprechen wollen, haben sich bei der Bür-
germeisterin durch Handzeichen zu Wort zu melden. 
 
(2) Die Bürgermeisterin erteilt das Wort nach der Reihenfolge der Wortmeldungen, soweit nicht 
mit Zustimmung der Redeberechtigten hiervon abgewichen wird. Jeder darf nur zweimal zur Sa-
che eines Tagesordnungspunktes sprechen. 
 
(3) Das Wort zur Geschäftsordnung ist jederzeit zu erteilen und darf sich nur auf den in der Bera-
tung befindlichen Tagesordnungspunkt beziehen. Diese Wortmeldung hat durch Anheben beider 
Hände zu erfolgen. Es darf dadurch kein Sprecher unterbrochen werden. 
 
(4) Das Wort zur persönlichen Bemerkung ist erst nach Schluss der Beratung zu erteilen. Per-
sönliche Bemerkungen dürfen nur eigene Ausführungen richtigstellen und persönliche Angriffe 



abwehren, die während der Beratung gegen den Sprecher erfolgen. Die Redezeit beträgt höchs-
tens 3 Minuten. 
 
(5) Bei der Behandlung von Anträgen oder Beschussvorlagen ist auf Verlangen erst dem Ein-
bringer das Wort zu erteilen. 
 

§8  
Ablauf der Abstimmung 

 
(1) Über Anträge wird durch Handzeichen abgestimmt. Auf Verlangen ist vor der Abstimmung 
der Antrag zu verlesen. Die Bürgermeisterin stellt fest, ob die Mehrheit erreicht ist. Bei Satzun-
gen und Wahlen stellt er die Anzahl der Mitglieder fest, die 
 
a) dem Antrag zustimmen 
b) den Antrag ablehnen oder 
c) sich der Stimme enthalten 
 
und gibt das Ergebnis der Abstimmung bekannt. 
 
Wird das Abstimmungsergebnis angezweifelt, so muss die Abstimmung vor Behandlung des 
nächsten Tagesordnungspunktes wiederholt werden. 
 
(2) Liegen zu den Tagesordnungspunkten Änderungs- und Ergänzungsanträge vor, wird zu-
erst über den abgestimmt, der von dem Antrag am weitesten abweicht. Bei Änderungs- und 
Ergänzungsanträgen mit finanziellen Auswirkungen haben diese den Vorrang. In Zweifelsfal-
len entscheidet über die Einordnung dieser Anträge die Bürgermeisterin. 
 
(3) Auf Antrag ist über einzelne Teile der Vorlage bzw. des Antrages gesondert abzustimmen. 
Ein solcher Antrag bedarf der einfachen Mehrheit. Über die Vorlage bzw. den Antrag ist an-
schließend insgesamt zu beschließen. 
 

§9  
Wahlen 

 
(1) Wahlen werden offen durchgeführt. Wird durch einen oder mehrere Gemeindevertreter ge-
heime Wahl beantragt, werden aus der Mitte der Gemeindevertretung zwei Stimmzähler be-
stimmt. 
 
(2) Für Stimmzettel sind gleiche Zettel zu verwenden. 

 
(3) Sind mehrere Personen zu wählen, so kann die Gemeindevertretung diese in einem Wahl-
gang wählen, falls kein Gemeindevertreter widerspricht. 

 
§10  

Zuteilungs- und Benennungsverfahren 
 

(1) Beim Zuteilungs- und Benennungsverfahren wird das Verhältnis zwischen den Fraktionen 
bzw. Zählgemeinschaften dadurch ermittelt, dass die Mitgliederanzahl der jeweiligen Fraktion o-
der Zählgemeinschaft nacheinander durch eins, zwei, drei, vier, fünf usw. geteilt wird und die 
Sitzverteilung nach den so ermittelten Höchstzahlen erfolgt. Bei gleichen Höchstzahlen entschei-
det das Los. Die Sitze der sachkundigen Einwohner werden zuerst verteilt. Es ist zulässig, dass 
Fraktionen und Zählgemeinschaft untereinander ihre Sitze für sachkundige Einwohner gegen 
Sitze für Gemeindevertreter tauschen und umgekehrt. Dafür ist eine Erklärung von beiden 
Tauschpartnern an die Bürgermeisterin zu richten. 
 
(2) Die Losverfahren werden von der Bürgermeisterin durchgeführt. Dies geschieht in öffentlicher 
Sitzung. Danach teilt die Bürgermeisterin den Fraktionen und Zählgemeinschaften mit, wie viele 
Sitzen und in welcher Zusammensetzung sie die Gremien zu besetzen haben. Die Fraktion- und 
Zählgemeinschaften erklären darauf innerhalb von zwei Wochen gegenüber der Bürgermeisterin, 
mit welchen Personen sie die ihnen zugeteilten Sitze besetzen. 
 
(3) Die Fraktion- und Zählgemeinschaften haben jede personelle Veränderung innerhalb von ei-
ner Woche der Bürgermeisterin mitzuteilen. 



 
§11 

Ordnungsmaßnahmen 
 

(1) Die Bürgermeisterin kann Redner, die vom Verhandlungsgegenstand abweichen, zur Sache 
rufen. 
 
(2) Gemeindevertretungsmitglieder, die die Ordnung verletzen oder gegen Gesetz oder die Ge-
schäftsordnung verstoßen, sind vom Vorsitzenden zur Ordnung zu rufen. Nach dreimaligem 
Ordnungsruf kann die Bürgermeisterin einen Sitzungsausschluss verhangen. 

 
(3) Gemeindevertretungsmitglieder, die zur Ordnung gerufen werden oder gegen die ein Sit-
zungsausschluss verhängt wird, können binnen einer Woche einen schriftlich begründeten 
Einspruch erheben. Der Einspruch ist auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen. 
 

§12 
Ordnungsmaßnahmen gegen Zuhörer 

 
(1) Wer im Zuhörerraum Beifall oder Missbilligung äußert oder Ordnung und Anstand verletzt o-
der versucht, die Beratung und Entscheidung der Gemeindevertretung auf sonstige Weise zu be-
einflussen, kann von der Bürgermeisterin nach vorheriger Ermahnung aus dem Sitzungssaal ver-
wiesen werden. 

 
(2) Die Bürgermeisterin kann nach vorheriger Ermahnung den Zuhörerraum bei störender Unruhe 
räumen lassen, wenn die störende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist. 

 
§13 

Fraktionen und Zählgemeinschaften 
 

(1) Die Bildung von Fraktionen ist unverzüglich der Bürgermeisterin anzuzeigen. Jegliche Verände-
rungen in der Fraktionsmitgliedschaft sind von den jeweiligen Gemeindevertretern ebenfalls der Bür-
germeisterin anzuzeigen. 
 
(2) Die Bildung von Zählgemeinschaften zwischen Fraktionen und Einzelbewerbern sind eben-
falls unverzüglich der Bürgermeisterin anzuzeigen. Zählgemeinschaften zwischen verschiedenen 
Fraktionen sind nur zulässig, wenn dadurch andere Fraktionen oder Zählgemeinschaften nicht 
benachteiligt werden. 

 
§14 

Niederschrift 
 

(1) Über jede Sitzung der Gemeindevertretung ist eine Niederschrift anzufertigen. Die Sitzungs-
niederschrift muss enthalten: 
 

a) Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung 
b) Name der anwesenden und fehlenden Mitglieder der Gemeindevertretung 
c) Name der anwesenden Verwaltungsvertreter, der geladenen Sachverständigen und Gäste 
d) die Tagesordnung 
e) Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit 
f) Genehmigung der Niederschrift der vorangegangenen Sitzung 
g) Anfragen der Einwohner sowie die Antworten  
h) den Wortlaut der Anträge mit Namen der Antragsteller, die Beschlüsse und Ergeb-

nisse der Abstimmungen 
i) sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung 
j) Ausschluss und Wiederherstellung der Öffentlichkeit  
k) vom Mitwirkungsverbot betroffene Gemeindevertretungsmitglieder  
l) Anfragen der Gemeindevertretungsmitglieder 
 

Über die Beratung und Beschlussfassung zu nichtöffentlichen Tagesordnungspunkten ist eine 
gesonderte Anlage zu fertigen, die der Niederschrift beizufügen ist. Personenbezogene Anga-
ben sind nur aufzunehmen, wenn sie für die Durchführung des Beschlusses erforderlich sind. 
 



(2) Die Sitzungsniederschrift ist von der Bürgermeisterin und vom Schriftführer zu unterzeichnen 
und soll innerhalb von vierzehn Tagen, spätestens zur nächsten Sitzung den Mitgliedern der Ge-
meindevertretung vorliegen. 
 
(3) Die Niederschriften über den öffentlichen Teil der Sitzungen der Gemeindevertretung sind über 
die Homepage des Amtes unter www.amt-nord-ruegen.de der Öffentlichkeit zugänglich. 
 
(4) Die Sitzungsniederschrift ist in der darauffolgenden Sitzung der Gemeindevertretung zu bil-
ligen, über Einwendungen und Änderungen ist abzustimmen. 
 

§15 
Anträge zur Geschäftsordnung 

 
(1) Ausführungen zur Geschäftsordnung dürfen sich nur auf das Verfahren der Behandlung des 
Beratungsgegenstandes, nicht auf die Sache beziehen. 
 
(2) Zu den Anträgen zur Geschäftsordnung gehören insbesondere: 
 

a) Antrag auf Änderung der Reihenfolge der Tagesordnungspunkte 
b) Antrag auf Absetzen eines Tagesordnungspunktes 
c) Antrag auf Vertagung 
d) Antrag auf Ausschussüberweisung 
e) Antrag auf Übergang zur Tagesordnung 
f) Antrag auf Redezeitbegrenzung 
g) Antrag auf Schluss der Aussprache 
h) Antrag auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung 
i) Antrag auf namentliche Abstimmung 
j) sonstige Anträge zum Abstimmungsablauf 
k) Antrag auf geheime Wahl 

 
(3) Anträge zur Geschäftsordnung gehen Sachanträgen vor. Sind mehrere Anträge zur Ge-
schäftsordnung gestellt, so wird zuerst über den Antrag abgestimmt, welcher der Weiterbehand-
lung am weitesten widerspricht. Bei einem Antrag auf Redezeitbegrenzung hat die Bürgermeiste-
rin vor der Abstimmung die bereits vorliegenden Wortmeldungen bekannt zu geben. 
 
(4) Anträge zur Geschäftsordnung dürfen nur von Gemeindevertretungsmitgliedern gestellt wer-
den, die sich nicht bereits zur Sache geäußert haben. 

 
§16 

Ausschusssitzungen 
 

(1) Die Geschäftsordnung der Gemeindevertretung gilt sinngemäß für die Sitzungen der Aus-
schüsse der Gemeindevertretung. 
 
(2) Den nicht den Ausschüssen angehörenden Mitgliedern der Gemeindevertretung ist eine 
Abschrift der Einladung zu übersenden. 

 
(3) Die Protokolle der Fachausschüsse sind den Mitgliedern des Hauptausschusses, die Pro-
tokolle der Sitzungen des Hauptausschusses sind allen Mitgliedern der Gemeindevertretung 
im Ratsinformationssystem bereitzustellen. 

 
(4) Alle Angelegenheiten, die zum Aufgabengebiet eines beratenden Fachausschusses gehö-
ren, sollen im Hauptausschuss und in der Gemeindevertretung erst beraten und beschlossen 
werden, wenn hierzu eine Empfehlung des Fachausschusses vorliegt. 

 
(5) Wenn ein Gegenstand mehreren Ausschüssen zur Beratung zugewiesen ist, können diese 
eine gemeinsame Beratung durchführen. Über den Vorsitz entscheidet, wenn es zu keiner Ver-
ständigung zwischen den Ausschussvorsitzenden kommt, die Bürgermeisterin. Die Abstimmun-
gen haben getrennt nach Ausschüssen zu erfolgen. 

 
 
 



§17 
Datenschutz 

 
(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung und der Ausschüsse, die im Rahmen der Ausübung ih-
rer ehrenamtlichen Tätigkeit Zugang zu vertraulichen Unterlagen, die personenbezogenen Daten 
enthalten, haben bzw. von ihnen Kenntnis erlangen, dürfen solche Daten nur zu dem jeweiligen 
der rechtmäßigen Aufgabenerfüllung dienenden Zweck verarbeiten oder offenbaren. Personenbe-
zogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer natürlichen 
Person. Hierzu zählen auch Daten, die alleine oder in Kombination mit anderen Daten eine Zuord-
nung zu einer bestimmbaren natürlichen Person ermöglichen. Vertrauliche Unterlagen sind alle 
Schriftstücke, automatisierte Dateien und sonstige Datenträger, die als solche gekennzeichnet 
sind oder personenbezogene Daten enthalten. Hierzu zählen auch mit vertraulichen Unterlagen in 
Zusammenhang stehende handschriftliche oder andere Notizen. 
 
(2) Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder Mitteilung über den Inhalt an Dritte, ausge-
nommen im erforderlichen Umfang bei Verhinderung an den Stellvertreter, ist nicht zulässig. Die-
ses gilt auch gegenüber Mitgliedern der eigenen Partei bzw. Fraktion, die nicht aufgrund ihrer Mit-
gliedschaft in der Gemeindevertretung oder dem jeweiligen zuständigen Ausschuss Zugang zu 
den vertraulichen Unterlagen erhalten. 

 
(3) Vertrauliche Unterlagen sind zu vernichten bzw. zu löschen, wenn diese für die Aufgabenerfül-
lung nicht mehr benötigt werden. Bei vertraulichen Beschlussunterlagen einschließlich aller damit 
in Zusammenhang stehenden Unterlagen ist dieses regelmäßig anzunehmen, wenn die Nieder-
schrift über die Sitzung, in der der jeweilige Tagesordnungspunkt abschließend behandelt wurde, 
genehmigt ist. Alle weiteren vertraulichen Unterlagen sind spätestens fünf Jahre nach Abschluss 
der Beratungen, bei einem Ausscheiden aus der Gemeindevertretung oder einem Ausschuss so-
fort, dauerhaft zu vernichten bzw. zu löschen. 

 
§18 

Auslegung / Abweichung und Änderung der Geschäftsordnung 
 

(1) Zweifelhafte Fragen über die Geschäftsordnung im Einzelfall entscheidet der Vorsitzende 
der Gemeindevertretung. Er kann sich mit seinen Stellvertretern beraten. 
 
(2) Von der Geschäftsordnung kann im Einzelnen abgewichen werden, wenn kein Gemeinde-
vertreter widerspricht und keine anderen rechtlichen Bestimmungen dem entgegenstehen. 

 
(3) Änderungen dieser Geschäftsordnung sind mit einfacher Mehrheit möglich. 

 
§18 

Inkrafttreten 
(1) Diese Geschäftsordnung tritt mit Beschluss in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 17. Juni 2019 außer Kraft. 
 
Putgarten, 10. Juli 2024 
 
 
 
I. Möbius 
Bürgermeisterin 



Geschäftsordnung 2019 Geschäftsordnung 2024 Erläuterung zu den Veränderungen 
   
§1 Sitzungen der Gemeindevertretung §1 Sitzungen der Gemeindevertretung  
(1) Die Gemeindevertretung wird von der 
Bürgermeisterin einberufen, so oft es die Ge-
schäftslage erfordert, mindestens jedoch ein-
mal im Vierteljahr. 
 

(1) Die Gemeindevertretung wird von der 
Bürgermeisterin einberufen, so oft es die Ge-
schäftslage erfordert. 
 

Nach § 29 KV M-V tritt die Vertretung so oft 
zusammen, wie es die Geschäftslage erfor-
dert. Dies gilt auch für die Ausschüsse. 
Ebenso die Regelungen in der Geschäftsord-
nung. In der Vergangenheit wurden durch die 
Ausschüsse und die Gemeindevertretung nur 
Sitzungen durchgeführt, wenn sie auch erfor-
derlich waren. Insbesondere bei den Aus-
schüssen wurde dann die in der Geschäfts-
ordnung festgelegte Anzahl nicht immer er-
reicht. Dies wurde durch das Rechnungsprü-
fungsamt bemängelt. Deshalb wird die Über-
nahme der gesetzlichen Normierung durch 
das Amt vorgeschlagen. 

(2) Die Ladungsfrist für die ordentliche Sit-
zung beträgt sieben Tage, für Dringlichkeits-
sitzungen drei Tage. Die Dringlichkeit ist in 
der Einladung zu begründen. 
 

(2) Die Ladungsfrist für die ordentliche Sit-
zung beträgt sieben Tage, für Dringlichkeits-
sitzungen drei Tage. Die Dringlichkeit ist in 
der Einladung zu begründen. 
 

 

(3) Die Ladung erfolgt elektronisch unter Mit-
teilung der Tagesordnung und der Sitzungsun-
terlagen. Die Unterlagen gelten mit dem er-
folgreichen Versenden als beim Gemeindever-
treter zugestellt. Das Verlangen von einzelnen 
Gemeindevertretern nach schriftlicher Einla-
dung ist schriftlich an die Bürgermeisterin zu 
richten. 
 

(3) Die Ladung erfolgt elektronisch unter Mit-
teilung der Tagesordnung und der Sitzungsun-
terlagen. Die Unterlagen gelten mit dem er-
folgreichen Versenden als beim Gemeindever-
treter zugestellt. Das Verlangen von einzelnen 
Gemeindevertretern nach schriftlicher Einla-
dung ist schriftlich an die Bürgermeisterin zu 
richten. 
 

 

   
§2 Teilnahme §2 Teilnahme  
(1) Wer aus wichtigen Gründen an einer Sit-
zung nicht teilnehmen kann, verspätet kommt 

(1) Wer aus wichtigen Gründen an einer Sit-
zung nicht teilnehmen kann, verspätet kommt 

 



oder eine Sitzung vorzeitig verlassen muss, 
hat dies der Bürgermeisterin mitzuteilen. 
 

oder eine Sitzung vorzeitig verlassen muss, 
hat dies der Bürgermeisterin mitzuteilen. 
 

(2) Verwaltungsangehörige nehmen auf 
Weisung des Amtsvorstehers bzw. der LVB 
an den Sitzungen teil. Dem Amtsvorsteher 
und Leitenden Verwaltungsbeamten ist auf 
Antrag das Wort zu erteilen. Den übrigen 
Mitarbeitern der Verwaltung kann die Bürger-
meisterin das Wort erteilen. 
 

(2) Verwaltungsangehörige nehmen auf 
Weisung des Amtsvorstehers bzw. der LVB 
nach vorherigem Antrag eines Viertels aller 
Gemeindevertreter, an den Sitzungen teil. 
Der Amtsvorsteher und der Leitende Verwal-
tungsbeamte sind berechtigt und auf Antrag 
eines Viertels aller Gemeindevertreter ver-
pflichtet an den Sitzungen der Gemeindever-
tretung teilzunehmen. Dem Amtsvorsteher 
und Leitenden Verwaltungsbeamten ist auf 
Antrag das Wort zu erteilen. Den übrigen 
Mitarbeitern der Verwaltung kann die Bürger-
meisterin das Wort erteilen.  
 

Die Ergänzungen dienen der Anpassung an 
die gesetzlichen Grundlagen. 

(3) Sachverständige können mit Zustimmung 
der Gemeindevertretung beratend teilnehmen. 
 

(3) Sachverständige können mit Zustimmung 
der Gemeindevertretung beratend teilnehmen. 
 

 

(4) Mitglieder von Ausschüssen können als Zu-
hörer an den nicht öffentlichen Beratungen der 
Gemeindevertretung in Angelegenheiten teil-
nehmen, bei denen sie vorher bereits beratend 
mitgewirkt haben. 
 

(4) Mitglieder von Ausschüssen können als Zu-
hörer an den nicht öffentlichen Beratungen der 
Gemeindevertretung in Angelegenheiten teil-
nehmen, bei denen sie vorher bereits beratend 
mitgewirkt haben. 
 

 

   
§3 Medien, Bild- und Tonaufzeichnungen §3 Medien, Bild- und Tonaufzeichnungen  
(1) Die Vertreter der Medien sind zu den öf-
fentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung 
einzuladen. Die Einladung enthält Ort, Tag 
und Stunde der Sitzung und die Tagesord-
nung. Vertreter der Medien können Be-
schlussvorlagen und Anträge für die Bera-
tungspunkte erhalten, die in öffentlicher Sit-
zung behandelt werden. 
 

(1) Die Vertreter der Medien sind zu den öf-
fentlichen Sitzungen der Gemeindevertretung 
einzuladen. Die Einladung enthält Ort, Tag 
und Stunde der Sitzung und die Tagesord-
nung. Vertreter der Medien können Be-
schlussvorlagen und Anträge für die Bera-
tungspunkte erhalten, die in öffentlicher Sit-
zung behandelt werden. 
 

 



(2) Vertretern der Medien sind besondere 
Plätze zuzuweisen. 
 

(2) Vertretern der Medien sind besondere 
Plätze zuzuweisen. 
 

 

(3) Bild- und Tonaufzeichnungen der öffentli-
chen Sitzungen der Gemeindevertretung 
durch Presse, Rundfunk und andere Medien 
sind zulässig, soweit dem nicht ein Viertel aller 
Mitglieder der Gemeindevertretung in gehei-
mer Abstimmung widerspricht. Verwaltungs-
beschäftigte und geladene Gäste können ihrer 
Aufnahme widersprechen. Anwesende Ein-
wohner und sonstige Zuschauer dürfen nur 
nach ihrer vorherigen Einwilligung aufgenom-
men werden. 
 

(3) Bild- und Tonaufzeichnungen der öffentli-
chen Sitzungen der Gemeindevertretung 
durch Presse, Rundfunk und andere Medien 
sind zulässig, soweit dem nicht ein Viertel aller 
Mitglieder der Gemeindevertretung in gehei-
mer Abstimmung widerspricht. Verwaltungs-
beschäftigte und geladene Gäste können ihrer 
Aufnahme widersprechen. Anwesende Ein-
wohner und sonstige Zuschauer dürfen nur 
nach ihrer vorherigen Einwilligung aufgenom-
men werden. 
 

 

(4) Zur Erleichterung der Fertigung der Sit-
zungsniederschrift sind Tonaufzeichnungen 
der vollständigen Sitzung zulässig. Sie sind 
nach der Bestätigung der Sitzungsnieder-
schrift zu löschen. 

(4) Zur Erleichterung der Fertigung der Sit-
zungsniederschrift sind Tonaufzeichnungen 
der vollständigen Sitzung zulässig. Sie sind 
nach der Bestätigung der Sitzungsnieder-
schrift zu löschen. 

 

   
§4 Beschlussvorlagen und Anträge §4 Beschlussvorlagen und Anträge  
(1) Angelegenheiten, die auf die Tagesord-
nung gesetzt werden sollen, sollen möglichst 
der Bürgermeisterin spätestens zwei Wochen 
vor der Sitzung der Gemeindevertretung in 
schriftlicher Form vorgelegt werden. Dies gilt 
nicht für Angelegenheiten, die sich in der 
Ausschussberatung befinden. 
 

(1) Angelegenheiten, die auf die Tagesord-
nung gesetzt werden sollen, sollen der Bür-
germeisterin spätestens zwei Wochen vor der 
Sitzung der Gemeindevertretung in schriftli-
cher Form vorgelegt werden. Dies gilt nicht 
für Angelegenheiten, die sich in der Aus-
schussberatung befinden. 
 

Seitens des Amtes wird vorgeschlagen das 
Wort möglichst zu streichen, da dadurch eine 
klare Regelung entsteht. 

(2) Die Anträge sind schriftlich in kurzer und 
klarer Form abzufassen. Sie sind zu begrün-
den. 
 

(2) Die Anträge sind schriftlich in kurzer und 
klarer Form abzufassen. Sie sind zu begrün-
den. 
 

 



(3) In den Beschlussvorlagen und deren Er-
läuterungen sind personenbezogene Anga-
ben nur dann aufzunehmen, wenn sie für die 
Vorbereitung der Sitzung und die Entschei-
dung erforderlich sind. 
 

(3) In den Beschlussvorlagen und deren Er-
läuterungen sind personenbezogene Anga-
ben nur dann aufzunehmen, wenn sie für die 
Vorbereitung der Sitzung und die Entschei-
dung erforderlich sind. 
 

 

   
§5 Tagesordnung §5 Tagesordnung  
(1) Die Tagesordnung muss über die anste-
henden Beratungspunkte hinreichend Auf-
schluss geben, personenbezogene Daten dür-
fen grundsätzlich nicht enthalten sein. Soweit 
diese nach der Hauptsatzung in nicht öffentli-
cher Sitzung behandelt werden soll, sind sie in 
der Tagesordnung als nicht öffentliche Tages-
ordnungspunkte zu bezeichnen. Die Bera-
tungspunkte sind so zu umschreiben, dass 
dadurch die Nichtöffentlichkeit gewahrt bleibt. 
 

(1) Die Tagesordnung muss über die anste-
henden Beratungspunkte hinreichend Auf-
schluss geben, personenbezogene Daten dür-
fen grundsätzlich nicht enthalten sein. Soweit 
diese nach der Hauptsatzung in nicht öffentli-
cher Sitzung behandelt werden soll, sind sie in 
der Tagesordnung als nicht öffentliche Tages-
ordnungspunkte zu bezeichnen. Die Bera-
tungspunkte sind so zu umschreiben, dass 
dadurch die Nichtöffentlichkeit gewahrt bleibt. 
 

 

(2) Die Gemeindevertretung kann vor Abwick-
lung der Tagesordnung mit Zustimmung der 
Mehrheit aller Gemeindevertreter die Tages-
ordnung um besonders dringende Angele-
genheiten erweitern, die keinen Aufschub bis 
zur nächsten Sitzung dulden. Mit einfacher 
Mehrheit können Angelegenheiten, die noch 
nicht beschlussreif sind, von der Tagesord-
nung abgesetzt oder kann die Reihenfolge 
der Tagesordnungspunkte geändert werden. 
Tagesordnungspunkte, die von einem Ge-
meindevertreter, einer Ortsteilvertretung oder 
der Bürgermeisterin beantragt worden sind, 
dürfen nur dann durch Mehrheitsbeschluss 
von der Tagesordnung abgesetzt werden, 
wenn dem Antragsteller zuvor ausreichend 
Gelegenheit gegeben wurde, seinen Antrag 
zu begründen. 

(2) Die Gemeindevertretung kann vor Ab-
wicklung der Tagesordnung mit Zustimmung 
der Mehrheit aller Gemeindevertreter die Ta-
gesordnung um besonders dringende Ange-
legenheiten erweitern, die keinen Aufschub 
bis zur nächsten Sitzung dulden. Mit einfa-
cher Mehrheit können Angelegenheiten, die 
noch nicht beschlussreif sind, von der Tages-
ordnung abgesetzt oder die Reihenfolge der 
Tagesordnungspunkte geändert werden. Ta-
gesordnungspunkte, die von einem Gemein-
devertreter oder der Bürgermeisterin bean-
tragt worden sind, dürfen nur dann durch 
Mehrheitsbeschluss von der Tagesordnung 
abgesetzt werden, wenn dem Antragsteller 
zuvor ausreichend Gelegenheit gegeben 
wurde, seinen Antrag zu begründen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Ist nur eine redaktionelle Änderung 
 
 
Es gibt keine Ortsteilvertretung 



 
   
§6 Sitzungsablauf §6 Sitzungsablauf  
(1) Die Sitzungen der Gemeindevertretungen 
sind grundsätzlich in folgender Reihenfolge 
durchzuführen: 
 

a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung der 
ordnungsgemäßen Ladung und der Be-
schlussfähigkeit 

b) Änderungsanträge zur Tagesordnung 
c) Genehmigung der Niederschrift der vo-

rangegangenen Sitzung 
d) Bericht der Bürgermeisterin 
e) Einwohnerfragestunde 
f) Abwicklung der Tagesordnungspunkte 
g) Schließen der Sitzung. 

 

(1) Die Sitzungen der Gemeindevertretungen 
sind grundsätzlich in folgender Reihenfolge 
durchzuführen: 
 

a) Eröffnung der Sitzung, Feststellung der 
ordnungsgemäßen Ladung und der Be-
schlussfähigkeit 

b) Änderungsanträge zur Tagesordnung 
c) Genehmigung der Niederschrift der vo-

rangegangenen Sitzung 
d) Bericht der Bürgermeisterin 
e) Einwohnerfragestunde 
f) Abwicklung der Tagesordnungspunkte 
g) Schließen des öffentlichen Teils der Sitzung 
h) Billigung der Sitzungsniederschrift des 

nichtöffentlichen Teils der vorangegange-
nen Sitzung 

i) Abwicklung der Tagesordnung  
j) Anfragen der Gemeindevertreter und Mittei-

lungen 
k) Schließen der Sitzung. 

 

 
 
 
 
 
 
Änderung entsprechend der Praxis der Sit-
zungsdurchführung 

(2) Die Sitzungen sollen spätestens um 
22.00 Uhr beendet werden, sofern keine 
dringenden oder nur einzelne Angelegen-
heiten noch auf der Tagesordnung stehen. 
 

(2) Die Sitzungen sollen spätestens um 
22.00 Uhr beendet werden, sofern keine 
dringenden oder nur einzelne Angelegen-
heiten noch auf der Tagesordnung stehen. 
 

 

   
§7 Worterteilung §7 Worterteilung  
(1) Mitglieder der Gemeindevertretung, die 
zur Sache sprechen wollen, haben sich bei 
der Bürgermeisterin durch Handzeichen zu 
Wort zu melden. 
 

(1) Mitglieder der Gemeindevertretung, die 
zur Sache sprechen wollen, haben sich bei 
der Bürgermeisterin durch Handzeichen zu 
Wort zu melden. 
 

 



(2) Die Bürgermeisterin erteilt das Wort nach 
der Reihenfolge der Wortmeldungen, soweit 
nicht mit Zustimmung der Redeberechtigten 
hiervon abgewichen wird. Jeder darf nur 
zweimal zur Sache eines Tagesordnungs-
punktes sprechen. 
 

(2) Die Bürgermeisterin erteilt das Wort nach 
der Reihenfolge der Wortmeldungen, soweit 
nicht mit Zustimmung der Redeberechtigten 
hiervon abgewichen wird. Jeder darf nur 
zweimal zur Sache eines Tagesordnungs-
punktes sprechen. 
 

 

(3) Das Wort zur Geschäftsordnung ist jeder-
zeit zu erteilen und darf sich nur auf den in der 
Beratung befindlichen Tagesordnungspunkt 
beziehen. Diese Wortmeldung hat durch An-
heben beider Hände zu erfolgen. Es darf 
dadurch kein Sprecher unterbrochen werden. 
 

(3) Das Wort zur Geschäftsordnung ist jeder-
zeit zu erteilen und darf sich nur auf den in der 
Beratung befindlichen Tagesordnungspunkt 
beziehen. Diese Wortmeldung hat durch An-
heben beider Hände zu erfolgen. Es darf 
dadurch kein Sprecher unterbrochen werden. 
 

 

(4) Das Wort zur persönlichen Bemerkung ist 
erst nach Schluss der Beratung zu erteilen. 
Persönliche Bemerkungen dürfen nur eigene 
Ausführungen richtigstellen und persönliche 
Angriffe abwehren, die während der Beratung 
gegen den Sprecher erfolgen. Die Redezeit 
beträgt höchstens 3 Minuten. 
 

(4) Das Wort zur persönlichen Bemerkung ist 
erst nach Schluss der Beratung zu erteilen. 
Persönliche Bemerkungen dürfen nur eigene 
Ausführungen richtigstellen und persönliche 
Angriffe abwehren, die während der Beratung 
gegen den Sprecher erfolgen. Die Redezeit 
beträgt höchstens 3 Minuten. 
 

 

(5) Bei der Behandlung von Anträgen oder 
Beschussvorlagen ist auf Verlangen erst 
dem Einbringer das Wort zu erteilen. 
 

(5) Bei der Behandlung von Anträgen oder 
Beschussvorlagen ist auf Verlangen erst 
dem Einbringer das Wort zu erteilen. 
 

 

   
§8 Ablauf der Abstimmung §8 Ablauf der Abstimmung  
(1) Über Anträge wird durch Handzeichen ab-
gestimmt. Auf Verlangen ist vor der Abstim-
mung der Antrag zu verlesen. Die Bürger-
meisterin stellt fest, ob die Mehrheit erreicht 
ist. Bei Satzungen und Wahlen stellt er die 
Anzahl der Mitglieder fest, die 
 
a) dem Antrag zustimmen 
b) den Antrag ablehnen oder 
c) sich der Stimme enthalten 

(1) Über Anträge wird durch Handzeichen ab-
gestimmt. Auf Verlangen ist vor der Abstim-
mung der Antrag zu verlesen. Die Bürger-
meisterin stellt fest, ob die Mehrheit erreicht 
ist. Bei Satzungen und Wahlen stellt er die 
Anzahl der Mitglieder fest, die 
 
d) dem Antrag zustimmen 
e) den Antrag ablehnen oder 
f) sich der Stimme enthalten 

 



 
und gibt das Ergebnis der Abstimmung be-
kannt. 
 
Wird das Abstimmungsergebnis angezwei-
felt, so muss die Abstimmung vor Behand-
lung des nächsten Tagesordnungspunktes 
wiederholt werden. 

 

 
und gibt das Ergebnis der Abstimmung be-
kannt. 
 
Wird das Abstimmungsergebnis angezwei-
felt, so muss die Abstimmung vor Behand-
lung des nächsten Tagesordnungspunktes 
wiederholt werden. 

 
(2) Liegen zu den Tagesordnungspunkten 
Änderungs- und Ergänzungsanträge vor, 
wird zuerst über den abgestimmt, der von 
dem Antrag am weitesten abweicht. Bei 
Änderungs- und Ergänzungsanträgen mit 
finanziellen Auswirkungen haben diese 
den Vorrang. In Zweifelsfallen entscheidet 
über die Einordnung dieser Anträge die 
Bürgermeisterin. 

 

(2) Liegen zu den Tagesordnungspunkten 
Änderungs- und Ergänzungsanträge vor, 
wird zuerst über den abgestimmt, der von 
dem Antrag am weitesten abweicht. Bei 
Änderungs- und Ergänzungsanträgen mit 
finanziellen Auswirkungen haben diese 
den Vorrang. In Zweifelsfallen entscheidet 
über die Einordnung dieser Anträge die 
Bürgermeisterin. 

 

 

(3) Auf Antrag ist über einzelne Teile der 
Vorlage bzw. des Antrages gesondert ab-
zustimmen. Ein solcher Antrag bedarf der 
einfachen Mehrheit. Über die Vorlage bzw. 
den Antrag ist anschließend insgesamt zu 
beschließen. 

 

(3) Auf Antrag ist über einzelne Teile der 
Vorlage bzw. des Antrages gesondert ab-
zustimmen. Ein solcher Antrag bedarf der 
einfachen Mehrheit. Über die Vorlage bzw. 
den Antrag ist anschließend insgesamt zu 
beschließen. 

 

 

   
§9 Wahlen §9 Wahlen  
(1) Wahlen werden offen durchgeführt. Wird 
durch einen oder mehrere Gemeindevertre-
ter geheime Wahl beantragt, werden aus 
der Mitte der Gemeindevertretung zwei 
Stimmzähler bestimmt. 

 

(1) Wahlen werden offen durchgeführt. Wird 
durch einen oder mehrere Gemeindevertre-
ter geheime Wahl beantragt, werden aus der 
Mitte der Gemeindevertretung zwei Stimm-
zähler bestimmt. 
 

 

(2) Für Stimmzettel sind gleiche Zettel zu ver-
wenden. 

 

(2) Für Stimmzettel sind gleiche Zettel zu ver-
wenden. 
 

 



(3) Sind mehrere Personen zu wählen, so 
kann die Gemeindevertretung diese in ei-
nem Wahlgang wählen, falls kein Gemein-
devertreter widerspricht. 

 

(3) Sind mehrere Personen zu wählen, so 
kann die Gemeindevertretung diese in einem 
Wahlgang wählen, falls kein Gemeindevertre-
ter widerspricht. 
 

 

(4) Soweit eine Wahl nach den Grundsätzen 
der Verhältniswahl erfolgt, wird das Verhält-
nis zwischen den Fraktionen bzw. Zählge-
meinschaften dadurch ermittelt, dass die An-
zahl der Stimmen für den Wahlvorschlag der 
jeweiligen Fraktion oder Zählgemeinschaft 
nacheinander durch 1, 2, 3, 4, 5 usw. geteilt 
wird und die Sitzverteilung nach den so er-
mittelten Höchstzahlen erfolgt. Bei gleichen 
Höchstzahlen entscheidet das Los. 

 

 Auf Grund der Änderung der Kommunalver-
fassung neue Regelung (siehe neu § 10) 

   
 §10 Zuteilungs- und Benennungsverfahren  
 (1) Beim Zuteilungs- und Benennungsverfah-

ren wird das Verhältnis zwischen den Fraktio-
nen bzw. Zählgemeinschaften dadurch ermit-
telt, dass die Mitgliederanzahl der jeweiligen 
Fraktion oder Zählgemeinschaft nacheinan-
der durch eins, zwei, drei, vier, fünf usw. ge-
teilt wird und die Sitzverteilung nach den so 
ermittelten Höchstzahlen erfolgt. Bei gleichen 
Höchstzahlen entscheidet das Los. Die Sitze 
der sachkundigen Einwohner werden zuerst 
verteilt. Es ist zulässig, dass Fraktionen und 
Zählgemeinschaft untereinander ihre Sitze für 
sachkundige Einwohner gegen Sitze für Ge-
meindevertreter tauschen und umgekehrt. 
Dafür ist eine Erklärung von beiden Tausch-
partnern an die Bürgermeisterin zu richten. 

 

 

 (2) Die Losverfahren werden von der Bürger-
meisterin Vorsitzenden durchgeführt. Dies 
geschieht in öffentlicher Sitzung. Danach teilt 

 



die Bürgermeisterin den Fraktionen und Zähl-
gemeinschaften mit, wie viele Sitzen und in 
welcher Zusammensetzung sie die Gremien 
zu besetzen haben. Die Fraktion- und Zähl-
gemeinschaften erklären darauf innerhalb 
von zwei Wochen gegenüber der Bürger-
meisterin, mit welchen Personen sie die 
ihnen zugeteilten Sitze besetzen. 

 
 (3) Die Fraktion- und Zählgemeinschaften ha-

ben jede personelle Veränderung innerhalb 
von einer Woche der Bürgermeisterin mitzu-
teilen. 

 

 

   
§10 Ordnungsmaßnahmen §11 Ordnungsmaßnahmen Neue Reihenfolge, durch Aufnahme § 10 neu 
(1) Die Bürgermeisterin kann Redner, die vom 
Verhandlungsgegenstand abweichen, zur Sa-
che rufen. 

 

(1) Die Bürgermeisterin kann Redner, die vom 
Verhandlungsgegenstand abweichen, zur Sa-
che rufen. 
 

 

(2) Gemeindevertretungsmitglieder, die die 
Ordnung verletzen oder gegen Gesetz oder 
die Geschäftsordnung verstoßen, sind vom 
Vorsitzenden zur Ordnung zu rufen. Nach 
dreimaligem Ordnungsruf kann die Bürger-
meisterin einen Sitzungsausschluss verhan-
gen. 

 

(2) Gemeindevertretungsmitglieder, die die 
Ordnung verletzen oder gegen Gesetz oder 
die Geschäftsordnung verstoßen, sind vom 
Vorsitzenden zur Ordnung zu rufen. Nach 
dreimaligem Ordnungsruf kann die Bürger-
meisterin einen Sitzungsausschluss verhan-
gen. 
 

 

(3) Gemeindevertretungsmitglieder, die zur 
Ordnung gerufen werden oder gegen die 
ein Sitzungsausschluss verhängt wird, kön-
nen binnen einer Woche einen schriftlich 
begründeten Einspruch erheben. Der Ein-
spruch ist auf die Tagesordnung der nächs-
ten Sitzung zu setzen. 

 

(3) Gemeindevertretungsmitglieder, die zur 
Ordnung gerufen werden oder gegen die 
ein Sitzungsausschluss verhängt wird, kön-
nen binnen einer Woche einen schriftlich 
begründeten Einspruch erheben. Der Ein-
spruch ist auf die Tagesordnung der nächs-
ten Sitzung zu setzen. 
 

 

   
§11 Ordnungsmaßnahmen gegen Zuhörer §12 Ordnungsmaßnahmen gegen Zuhörer Neue Reihenfolge, durch Aufnahme § 10 neu 



(1) Wer im Zuhörerraum Beifall oder Missbilli-
gung äußert oder Ordnung und Anstand ver-
letzt oder versucht, die Beratung und Ent-
scheidung der Gemeindevertretung auf sons-
tige Weise zu beeinflussen, kann von der 
Bürgermeisterin nach vorheriger Ermahnung 
aus dem Sitzungssaal verwiesen werden. 

 

(1) Wer im Zuhörerraum Beifall oder Missbilli-
gung äußert oder Ordnung und Anstand ver-
letzt oder versucht, die Beratung und Ent-
scheidung der Gemeindevertretung auf sons-
tige Weise zu beeinflussen, kann von der 
Bürgermeisterin nach vorheriger Ermahnung 
aus dem Sitzungssaal verwiesen werden. 

 

 

(2) Die Bürgermeisterin kann nach vorheriger 
Ermahnung den Zuhörerraum bei störender 
Unruhe räumen lassen, wenn die störende 
Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen 
ist. 
 

(2) Die Bürgermeisterin kann nach vorheriger 
Ermahnung den Zuhörerraum bei störender 
Unruhe räumen lassen, wenn die störende 
Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen 
ist. 
 

 

   
§12 Fraktionen und Zählgemeinschaften §13 Fraktionen und Zählgemeinschaften Neue Reihenfolge, durch Aufnahme § 10 neu 
(1) Die Bildung von Fraktionen ist unverzüglich 
der Bürgermeisterin anzuzeigen. Jegliche Ver-
änderungen in der Fraktionsmitgliedschaft sind 
von den jeweiligen Gemeindevertretern eben-
falls der Bürgermeisterin anzuzeigen. 
 

(1) Die Bildung von Fraktionen ist unverzüglich 
der Bürgermeisterin anzuzeigen. Jegliche Ver-
änderungen in der Fraktionsmitgliedschaft sind 
von den jeweiligen Gemeindevertretern eben-
falls der Bürgermeisterin anzuzeigen. 
 

 

(2) Die Bildung von Zählgemeinschaften zwi-
schen Fraktionen und Einzelbewerbern sind 
ebenfalls unverzüglich der Bürgermeisterin 
anzuzeigen. Zählgemeinschaften zwischen 
verschiedenen Fraktionen sind nur zulässig, 
wenn dadurch andere Fraktionen oder Zähl-
gemeinschaften nicht benachteiligt werden. 
 

(2) Die Bildung von Zählgemeinschaften zwi-
schen Fraktionen und Einzelbewerbern sind 
ebenfalls unverzüglich der Bürgermeisterin 
anzuzeigen. Zählgemeinschaften zwischen 
verschiedenen Fraktionen sind nur zulässig, 
wenn dadurch andere Fraktionen oder Zähl-
gemeinschaften nicht benachteiligt werden. 
 

 

   
§13 Niederschrift §14 Niederschrift Neue Reihenfolge, durch Aufnahme § 10 neu 
(1) Über jede Sitzung der Gemeindevertre-
tung ist eine Niederschrift anzufertigen. Die 
Sitzungsniederschrift muss enthalten: 
 

a) Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung 

(1) Über jede Sitzung der Gemeindevertre-
tung ist eine Niederschrift anzufertigen. Die 
Sitzungsniederschrift muss enthalten: 
 

a) Ort, Tag, Beginn und Ende der Sitzung 

 
 
 
 



b) Name der anwesenden und fehlenden 
Mitglieder der Gemeindevertretung 

c) Name der anwesenden Verwaltungs-
vertreter, der geladenen Sachverstän-
digen und Gäste 

d) die Tagesordnung 
e) Feststellung der ordnungsgemäßen 

Ladung  
f) Feststellung der Beschlussfähigkeit 
g) Genehmigung der Niederschrift der vo-

rangegangenen Sitzung 
h) den Wortlaut der Anträge mit Na-

men der Antragsteller, die Be-
schlüsse und Ergebnisse der Ab-
stimmungen 

i) sonstige wesentliche Inhalte der Sit-
zung 

j) Ausschluss und Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit  

k) vom Mitwirkungsverbot betroffene Ge-
meindevertretungsmitglieder  

 
Über die Beratung und Beschlussfassung zu 
nichtöffentlichen Tagesordnungspunkten ist 
eine gesonderte Anlage zu fertigen, die der 
Niederschrift beizufügen ist. Personenbezo-
gene Angaben sind nur aufzunehmen, wenn 
sie für die Durchführung des Beschlusses er-
forderlich sind. 
 

b) Name der anwesenden und fehlenden 
Mitglieder der Gemeindevertretung 

c) Name der anwesenden Verwaltungs-
vertreter, der geladenen Sachverstän-
digen und Gäste 

d) die Tagesordnung 
e) Feststellung der ordnungsgemäßen 

Ladung und der Beschlussfähigkeit 
f) Genehmigung der Niederschrift der vo-

rangegangenen Sitzung 
g) Anfragen der Einwohner sowie die Ant-

worten  
h) den Wortlaut der Anträge mit Na-

men der Antragsteller, die Be-
schlüsse und Ergebnisse der Ab-
stimmungen 

i) sonstige wesentliche Inhalte der Sit-
zung 

j) Ausschluss und Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit  

k) vom Mitwirkungsverbot betroffene Ge-
meindevertretungsmitglieder  

l) Anfragen der Gemeindevertretungsmit-
glieder 

 
Über die Beratung und Beschlussfassung zu 
nichtöffentlichen Tagesordnungspunkten ist 
eine gesonderte Anlage zu fertigen, die der 
Niederschrift beizufügen ist. Personenbezo-
gene Angaben sind nur aufzunehmen, wenn 
sie für die Durchführung des Beschlusses er-
forderlich sind. 
 

Änderung entsprechend der Praxis der Sit-
zungsdurchführung 

(2) Die Sitzungsniederschrift ist von der Bür-
germeisterin und vom Schriftführer zu unter-
zeichnen und soll innerhalb von vierzehn Ta-
gen, spätestens zur nächsten Sitzung den 
Mitgliedern der Gemeindevertretung vorlie-
gen. 

(2) Die Sitzungsniederschrift ist von der Bür-
germeisterin und vom Schriftführer zu unter-
zeichnen und soll innerhalb von vierzehn Ta-
gen, spätestens zur nächsten Sitzung den 
Mitgliedern der Gemeindevertretung vorlie-
gen. 

 



  
(3) Die Niederschriften über den öffentlichen 
Teil der Sitzungen der Gemeindevertretung 
können von den Einwohnern eingesehen wer-
den. 
 

(3) Die Niederschriften über den öffentlichen 
Teil der Sitzungen der Gemeindevertretung 
sind über die Homepage des Amtes unter 
www.amt-nord-ruegen.de der Öffentlichkeit zu-
gänglich. 
 

Da die technischen Voraussetzungen vorlie-
gen und die neue Regelung den Verwaltungs-
aufwand mindert, schlägt das Amt diese Re-
gelung vor 

(4) Die Sitzungsniederschrift ist in der da-
rauffolgenden Sitzung der Gemeindevertre-
tung zu billigen, über Einwendungen und 
Änderungen ist abzustimmen. 
 

(4) Die Sitzungsniederschrift ist in der da-
rauffolgenden Sitzung der Gemeindevertre-
tung zu billigen, über Einwendungen und 
Änderungen ist abzustimmen. 
 

 

   
§14 Anträge zur Geschäftsordnung §15 Anträge zur Geschäftsordnung Neue Reihenfolge, durch Aufnahme § 10 neu 
(1) Ausführungen zur Geschäftsordnung dür-
fen sich nur auf das Verfahren der Behandlung 
des Beratungsgegenstandes, nicht auf die Sa-
che beziehen. 
 

(1) Ausführungen zur Geschäftsordnung dür-
fen sich nur auf das Verfahren der Behandlung 
des Beratungsgegenstandes, nicht auf die Sa-
che beziehen. 
 

 

(2) Zu den Anträgen zur Geschäftsordnung ge-
hören insbesondere: 
 

a) Antrag auf Änderung der Reihenfolge 
der Tagesordnungspunkte 

b) Antrag auf Absetzen eines Tagesord-
nungspunktes 

c) Antrag auf Vertagung 
d) Antrag auf Ausschussüberweisung 
e) Antrag auf Übergang zur Tagesord-

nung 
f) Antrag auf Redezeitbegrenzung 
g) Antrag auf Schluss der Aussprache 
h) Antrag auf Unterbrechung oder Aufhe-

bung der Sitzung 
i) Antrag auf namentliche Abstimmung 
j) sonstige Anträge zum Abstimmungs-

ablauf 

(2) Zu den Anträgen zur Geschäftsordnung ge-
hören insbesondere: 
 

a) Antrag auf Änderung der Reihenfolge 
der Tagesordnungspunkte 

b) Antrag auf Absetzen eines Tagesord-
nungspunktes 

c) Antrag auf Vertagung 
d) Antrag auf Ausschussüberweisung 
e) Antrag auf Übergang zur Tagesord-

nung 
f) Antrag auf Redezeitbegrenzung 
g) Antrag auf Schluss der Aussprache 
h) Antrag auf Unterbrechung oder Aufhe-

bung der Sitzung 
i) Antrag auf namentliche Abstimmung 
j) sonstige Anträge zum Abstimmungs-

ablauf 

 



k) Antrag auf geheime Wahl 
 

k) Antrag auf geheime Wahl 
 

(3) Anträge zur Geschäftsordnung gehen 
Sachanträgen vor. Sind mehrere Anträge zur 
Geschäftsordnung gestellt, so wird zuerst 
über den Antrag abgestimmt, welcher der 
Weiterbehandlung am weitesten wider-
spricht. Bei einem Antrag auf Redezeitbe-
grenzung hat die Bürgermeisterin vor der Ab-
stimmung die bereits vorliegenden Wortmel-
dungen bekannt zu geben. 

 

(3) Anträge zur Geschäftsordnung gehen 
Sachanträgen vor. Sind mehrere Anträge zur 
Geschäftsordnung gestellt, so wird zuerst 
über den Antrag abgestimmt, welcher der 
Weiterbehandlung am weitesten widerspricht. 
Bei einem Antrag auf Redezeitbegrenzung 
hat die Bürgermeisterin vor der Abstimmung 
die bereits vorliegenden Wortmeldungen be-
kannt zu geben. 
 

 

(4) Anträge zur Geschäftsordnung dürfen nur 
von Gemeindevertretungsmitgliedern gestellt 
werden, die sich nicht bereits zur Sache geäu-
ßert haben. 

 

(4) Anträge zur Geschäftsordnung dürfen nur 
von Gemeindevertretungsmitgliedern gestellt 
werden, die sich nicht bereits zur Sache geäu-
ßert haben. 
 

 

   
§15 Ausschusssitzungen §16 Ausschusssitzungen Neue Reihenfolge, durch Aufnahme § 10 neu 
(1) Die Geschäftsordnung der Gemeinde-
vertretung gilt sinngemäß für die Sitzun-
gen der Ausschüsse der Gemeindevertre-
tung. 

 

(1) Die Geschäftsordnung der Gemeinde-
vertretung gilt sinngemäß für die Sitzungen 
der Ausschüsse der Gemeindevertretung. 
 

 

(2) Den nicht den Ausschüssen angehö-
renden Mitgliedern der Gemeindevertre-
tung ist eine Abschrift der Einladung zu 
übersenden. 

 

(2) Den nicht den Ausschüssen angehö-
renden Mitgliedern der Gemeindevertre-
tung ist eine Abschrift der Einladung zu 
übersenden. 
 

 

(3) Die Protokolle der Fachausschüsse 
werden den Mitgliedern des Hauptaus-
schusses, die Protokolle der Sitzungen 
des Hauptausschusses werden allen Mit-
gliedern der Gemeindevertretung zugelei-
tet. 

 

(3) Die Protokolle der Fachausschüsse 
sind den Mitgliedern des Hauptausschus-
ses, die Protokolle der Sitzungen des 
Hauptausschusses sind allen Mitgliedern 
der Gemeindevertretung im Ratsinformati-
onssystem bereitzustellen. 
 

 
 
Dieses Regelung dient der Verwaltungsverein-
fachung und der Einsparung von Porto-, 
Druck- und Papier- sowie Personalkosten 



(4) Alle Angelegenheiten, die zum Aufga-
bengebiet eines beratenden Fachausschus-
ses gehören, sollen im Hauptausschuss und 
in der Gemeindevertretung erst beraten und 
beschlossen werden, wenn hierzu eine 
Empfehlung des Fachausschusses vorliegt. 

 

(4) Alle Angelegenheiten, die zum Aufga-
bengebiet eines beratenden Fachausschus-
ses gehören, sollen im Hauptausschuss und 
in der Gemeindevertretung erst beraten und 
beschlossen werden, wenn hierzu eine Emp-
fehlung des Fachausschusses vorliegt. 
 

 

(5) Wenn ein Gegenstand mehreren Aus-
schüssen zur Beratung zugewiesen ist, kön-
nen diese eine gemeinsame Beratung durch-
führen. Über den Vorsitz entscheidet, wenn 
es zu keiner Verständigung zwischen den 
Ausschussvorsitzenden kommt, die Bürger-
meisterin. Die Abstimmungen haben getrennt 
nach Ausschüssen zu erfolgen. 

 

(5) Wenn ein Gegenstand mehreren Aus-
schüssen zur Beratung zugewiesen ist, kön-
nen diese eine gemeinsame Beratung durch-
führen. Über den Vorsitz entscheidet, wenn es 
zu keiner Verständigung zwischen den Aus-
schussvorsitzenden kommt, die Bürgermeiste-
rin. Die Abstimmungen haben getrennt nach 
Ausschüssen zu erfolgen. 
 

 

   
§16 Datenschutz §17 Datenschutz Neue Reihenfolge, durch Aufnahme § 10 neu 
(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung 
und der Ausschüsse, die im Rahmen der 
Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit Zu-
gang zu vertraulichen Unterlagen, die perso-
nenbezogenen Daten enthalten, haben bzw. 
von ihnen Kenntnis erlangen, dürfen solche 
Daten nur zu dem jeweiligen der rechtmäßi-
gen Aufgabenerfüllung dienenden Zweck ver-
arbeiten oder offenbaren. Personenbezogene 
Daten sind Einzelangaben über persönliche 
oder sachliche Verhältnisse einer natürlichen 
Person. Hierzu zählen auch Daten, die alleine 
oder in Kombination mit anderen Daten eine 
Zuordnung zu einer bestimmbaren natürli-
chen Person ermöglichen. Vertrauliche Unter-
lagen sind alle Schriftstücke, automatisierte 
Dateien und sonstige Datenträger, die als sol-
che gekennzeichnet sind oder personenbezo-
gene Daten enthalten. Hierzu zählen auch mit 
vertraulichen Unterlagen in Zusammenhang 

(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung 
und der Ausschüsse, die im Rahmen der 
Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit Zu-
gang zu vertraulichen Unterlagen, die perso-
nenbezogenen Daten enthalten, haben bzw. 
von ihnen Kenntnis erlangen, dürfen solche 
Daten nur zu dem jeweiligen der rechtmäßi-
gen Aufgabenerfüllung dienenden Zweck ver-
arbeiten oder offenbaren. Personenbezogene 
Daten sind Einzelangaben über persönliche 
oder sachliche Verhältnisse einer natürlichen 
Person. Hierzu zählen auch Daten, die alleine 
oder in Kombination mit anderen Daten eine 
Zuordnung zu einer bestimmbaren natürli-
chen Person ermöglichen. Vertrauliche Unter-
lagen sind alle Schriftstücke, automatisierte 
Dateien und sonstige Datenträger, die als sol-
che gekennzeichnet sind oder personenbezo-
gene Daten enthalten. Hierzu zählen auch mit 
vertraulichen Unterlagen in Zusammenhang 

 



stehende handschriftliche oder andere Noti-
zen. 

 

stehende handschriftliche oder andere Noti-
zen. 

 
(2) Eine Weitergabe von vertraulichen Unter-
lagen oder Mitteilung über den Inhalt an 
Dritte, ausgenommen im erforderlichen Um-
fang bei Verhinderung an den Stellvertreter, 
ist nicht zulässig. Dieses gilt auch gegenüber 
Mitgliedern der eigenen Partei bzw. Fraktion, 
die nicht aufgrund ihrer Mitgliedschaft in der 
Gemeindevertretung oder dem jeweiligen zu-
ständigen Ausschuss Zugang zu den vertrau-
lichen Unterlagen erhalten. 

 

(2) Eine Weitergabe von vertraulichen Unter-
lagen oder Mitteilung über den Inhalt an 
Dritte, ausgenommen im erforderlichen Um-
fang bei Verhinderung an den Stellvertreter, 
ist nicht zulässig. Dieses gilt auch gegenüber 
Mitgliedern der eigenen Partei bzw. Fraktion, 
die nicht aufgrund ihrer Mitgliedschaft in der 
Gemeindevertretung oder dem jeweiligen zu-
ständigen Ausschuss Zugang zu den vertrau-
lichen Unterlagen erhalten. 

 

 

(3) Vertrauliche Unterlagen sind zu vernichten 
bzw. zu löschen, wenn diese für die Aufga-
benerfüllung nicht mehr benötigt werden. Bei 
vertraulichen Beschlussunterlagen einschließ-
lich aller damit in Zusammenhang stehenden 
Unterlagen ist dieses regelmäßig anzuneh-
men, wenn die Niederschrift über die Sitzung, 
in der der jeweilige Tagesordnungspunkt ab-
schließend behandelt wurde, genehmigt ist. 
Alle weiteren vertraulichen Unterlagen sind 
spätestens fünf Jahre nach Abschluss der Be-
ratungen, bei einem Ausscheiden aus der Ge-
meindevertretung oder einem Ausschuss so-
fort, dauerhaft zu vernichten bzw. zu löschen. 
 

(3) Vertrauliche Unterlagen sind zu vernichten 
bzw. zu löschen, wenn diese für die Aufga-
benerfüllung nicht mehr benötigt werden. Bei 
vertraulichen Beschlussunterlagen einschließ-
lich aller damit in Zusammenhang stehenden 
Unterlagen ist dieses regelmäßig anzuneh-
men, wenn die Niederschrift über die Sitzung, 
in der der jeweilige Tagesordnungspunkt ab-
schließend behandelt wurde, genehmigt ist. 
Alle weiteren vertraulichen Unterlagen sind 
spätestens fünf Jahre nach Abschluss der Be-
ratungen, bei einem Ausscheiden aus der Ge-
meindevertretung oder einem Ausschuss so-
fort, dauerhaft zu vernichten bzw. zu löschen. 
 

 

   
§17 Auslegung / Abweichung und Ände-
rung der Geschäftsordnung 

§18 Auslegung / Abweichung und Ände-
rung der Geschäftsordnung 

Neue Reihenfolge, durch Aufnahme § 10 neu 

(1) Zweifelhafte Fragen über die Geschäftsord-
nung im Einzelfall entscheidet der Vorsitzende 
der Gemeindevertretung. Er kann sich mit sei-
nen Stellvertretern beraten. 
 

(1) Zweifelhafte Fragen über die Geschäftsord-
nung im Einzelfall entscheidet der Vorsitzende 
der Gemeindevertretung. Er kann sich mit sei-
nen Stellvertretern beraten. 
 

 



(2) Von der Geschäftsordnung kann im Einzel-
nen abgewichen werden, wenn kein Gemein-
devertreter widerspricht und keine anderen 
rechtlichen Bestimmungen dem entgegenste-
hen. 
 

(2) Von der Geschäftsordnung kann im Einzel-
nen abgewichen werden, wenn kein Gemein-
devertreter widerspricht und keine anderen 
rechtlichen Bestimmungen dem entgegenste-
hen. 
 

 

(3) Änderungen dieser Geschäftsordnung sind 
mit einfacher Mehrheit möglich. 

(3) Änderungen dieser Geschäftsordnung sind 
mit einfacher Mehrheit möglich. 
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